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Der  Armutsbericht  2021  des  Paritätischen  Wohlfahrtsverbandes  macht
deutlich,  dass  die  Pandemie  die  Armutsquote  in  Deutschland  nach  oben
getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen Menschen waren 2020
von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten
Industrienationen der Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier:
10  %  der  Reichsten  in  Deutschland  verfügen  über  67  %  des
N e t t o g e s a m t v e r m ö g e n s .
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ung
erechtigkeit-waechst-100.html).  Sozialwissenschaftler:innen  sprechen  von
einer relativen Armut in Deutschland, die nach EU-Standard so definiert ist:
Als  Arm  gelten  Menschen,  die  über  weniger  als  60  %  des  mittleren
E i n k o m m e n s  v e r f ü g e n .  ( n a c h :
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-unge
rechtigkeit-waechst-100.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote
während der Pandemie noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die
Große Koalition nicht Maßnahmen wie die Verlängerung und Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter  Erwerbstätigen  –  vor  allem  bei  den  Selbstständigen  –  hat  die
Einkommensarmut auf derzeit 53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren
tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und kinderreiche Paarhaushalte
das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders Rentner:innen
und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr
2013  spielte  Altersarmut  dagegen  statistisch  gesehen  nur  eine
untergeordnete  Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass
vor allem unter Frauen (16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %)
herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren. Dies ist gegenüber 2019
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nochmal  eine  Steigerung  um  1  Prozentpunkt.  Selbst  der  Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“
(alle Zahlen nach: Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind,
sind vielfältig,  aber  auch Politiker:innen der  Ampelkoalition bekannt  und
haben  sich  seit  Jahrzehnten  nicht  verändert.  Die  Vorhaben  im
Koalitionspapier  werden  zur  Linderung  nicht  viel  beitragen,  sofern  sie
überhaupt  umgesetzt  werden.  Alle  sozialen  Maßnahmen  stehen  ja
bekanntlich unter dem Vorbehalt der Wiedereinführung der Schuldenbremse
und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch Steuererhöhungen – vor allem
für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der Pandemie
einen  guten  Schnitt  gemacht  haben.  Hier  konnte  sich  die  FDP  voll
durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen
oft gar nicht in Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen
Regelsatz zu einem existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn
sie  arbeiten,  müssen  sie  aufgrund  der  nicht  ausreichenden
Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar Mini-
oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen
u n d  2 , 9  M i l l i o n e n  M ä n n e r  e i n e n  M i n i j o b  a u s .
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im
-Niedriglohnsektor-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in
Bürgergeld  im  Koalitionsvertrag,  ohne  kräftige  Erhöhung  des
Regelsatzes  und  Abschaffung  der  Sanktionen  ist  –  wie  der
Hauptgeschäftsführer  des  Paritätischen  in  seinem Statement  zum
Armutsbericht  sagt  –  nur  eine Mogelpackung.  Zu den Mini-  oder
Midijobs steht im Koalitionspapier lediglich, dass verhindert werden
soll,  dass  reguläre  Arbeitsverhältnisse  in  solche  umgewandelt
werden.  Aber  wie  das  konkret  geschehen  soll,  bleibt  unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der
Gender Pay Gap liegt  2020 lt.  Statistischem Bundesamt noch bei
1 8  %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-A



rbeit/Dimension-1/gender-pay-gap.html).  Auch  daran  wird  die
Ampelkoalition  nichts  ändern.  Das  Einzige,  was  dazu  im
Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das
nur einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu
den  Gehaltskriterien  einer  Tätigkeit  beinhaltet  –  weiterentwickelt
und die Durchsetzung gestärkt werden soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig
und reicht nicht für ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben.
Vor allem aber wirkt sich dies negativ auf die Altersrente aus. Im
Koalitionsvertrag  wird  hierzu  nur  Bezug  auf  Mini-  und  Midijobs
genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie,
bleibt auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019
rund 25,8 %. Bei Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur
bei 15,5 % (Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung
vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind entweder auf einen Zweitjob
angewiesen oder gehören zu den sogenannten Aufstocker:innen. Die
im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns auf 12
Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die
richtige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus
dieser Armutsfalle herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten
in  sogenannten  sozialen  Berufen  wie  Pflege,  Erziehung  u.  ä.  –
spiegelt  sich  auch  in  einem  geringerem  Gehalt  wider.  Auch  die
aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine angemessene
Bezahlung  zu  ermöglichen.  Außer  allgemeinen  Floskeln,  dass  die
Löhne für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und
Prämien (bis 3.000 Euro) steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im
Koalitionsvertrag.

Unterbrechung  der  Arbeit  aufgrund  der  Versorgung  von  Kindern
oder  zu  pflegenden Angehörigen,  was  in  den meisten Fällen  von
Frauen geleistet wird – oft schon allein deswegen, weil sie in der
Regel  weniger  verdienen  als  ihre  Männer  –,  bedeutet  weniger



Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen  gefördert  werden  sollen  und  Brückenteilzeit  in
Zukunft mehr in Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich
etwas,  dass  dazu  beitragen  kann,  Familie  und  Beruf  besser  zu
vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der
Pandemie,  welche das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter
erhöhen wird.  Dabei stieg sie im Zeitraum von Februar 2020 bis
Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei Männern (1,8 %).
(s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur
„Sicherung“  der  Renten  in  Zukunft  vorhat.  Dazu  „werden  wir  zur
langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und Rentenbeitragssatz in eine
teilweise  Kapitaldeckung der  gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen.
Diese  teilweise  Kapitaldeckung  soll  als  dauerhafter  Fonds  von  einer
unabhängigen  öffentlich-rechtlichen  Stelle  professionell  verwaltet  werden
und global anlegen. Dazu werden wir in einem ersten Schritt der Deutschen
Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen Kapitalstock
von 10 Milliarden Euro zuführen.“

D.  h.  nichts  anderes,  als  dass  ein  Teil  der  Rente  in  Zukunft  von  den
Finanzmärkten abhängig gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt
zur Privatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung nach Einführung der
Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese zusätzliche „Säule“ ist
alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend  instabilen  internationalen  Situation  es  zu  einem  neuen
Börsencrash kommen wird. Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem
laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die dann anderswo fehlen.
Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW,  Johannes  Geyer,  nicht  ausreichen:  „Man  bräuchte  mindestens  300
Milliarden  Euro.  Dann  könnte  man  hoffen,  jährlich  15  Milliarden
Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner ausgeschüttet werden.“ (zit.
nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND vom
21.02.22).



Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu
machen. Sie müsste stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und
mehr  Mitteln  aus  dem  Haushalt  finanziert  werden:  Das  Pro-Kopf-
Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020).
Auch  das  Steuereinkommen  könnte  ohne  weiteres  erhöht  werden:  Eine
einmalige Vermögensabgabe mit einer Laufzeit von 10 Jahren würde 300
Mill iarden  Euro  einbringen.  Auch  die  Wiedereinführung  der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro
auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten
geht, sondern die Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie
Lohnnebenkosten  oder  höheren  Kapitalsteuern  zu  entlasten,  um  deren
Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften Entwicklung nicht zu
beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser
vor Altersarmut geschützt sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im
Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen erhielten hier ca. 1.700 Euro
im  Monat  –  in  Deutschland  waren  das  nur  1.000  (Zahlen  nach
Sozialwissenschaftler  Florian  Blank;  in:  Geteilter  Genuss,  NEUES
DEUTSCHLAND vom 25.07.20). Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen
am  Bruttoinlandsprodukt  fließt  in  Österreich  mehr  öffentliches  Geld  in
Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5  %,  12,5  %  davon  zahlen  die  Arbeit„geber“:innen.  Ein  anderer
entscheidender Grund ist, dass fast alle Erwerbstätigen einschließlich der
Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es
einen  großen  geschlechtsspezifischen  Unterschied.  Zudem  ist  auch  hier
damit zu rechnen, dass eine neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten
zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein



Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und
Rentner:innen.  Diese  Regelung  soll  auf  alle  Freiberufler:innen,
(Schein-)Selbstständigen, Studierende, Sexarbeiter:innen und andere
ausgedehnt  werden,  die  wegen  der  Pandemie  ihre  Dienste  nicht
verkaufen können!
Kostenloser  Zugang  zu  Gesundheits-,  Krankenversorgung,
Pflegeeinrichtungen und gesicherte Renten für alle Frauen!
Kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,  öffentliche
Kantinen  und  Wäschereien  –  um  eine  gesellschaftl iche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Alle  müssen  in  die  gesetzliche  Rentenkasse  einzahlen  –  auch
Selbstständige, Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich!
Umwandlung  prekärer  Beschäftigungsverhältnisse  in  tariflich
gesicherte;  Abschaffung  der  Leiharbeit  und  Übernahme  der
Leiharbeiter:innen!
Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Keine  Rettungspakete  und  keine  Milliardengeschenke  für  die
Konzerne! Die Reichen müssen zahlen! Progressive Besteuerung von
privaten  Vermögen  und  Unternehmensgewinnen  zur  Finanzierung
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und der Sicherung
der  Einkommen  und  Renten  der  arbeitenden  Bevölkerung!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Unternehmen  unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern
oder Standorte schließen wollen!
Für  eine  verstaatlichte,  einheitliche  Sozialversicherung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  (Gesetzliche  Krankenversicherung,
Bundesanstalt  für  Arbeit,  Rentenversicherung,  Unfallversicherung,
Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe),  finanziert  durch  eine  progressive



Besteuerung!
Für  kommunale,  regionale,  bundesweite  und  internationale
Selbstverwaltung der Einheitsversicherung durch die Versicherten!
Unternehmer: innen  raus  aus  den  Aufs ichtsräten  der
Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten
Arbeiter:innenklasse,  einschließlich  aller  Arbeitslosen  und
Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss mit
dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.

Der  Kampf  für  eine
Fraueninternationale  –  Lehren
aus  der  sozialistischen
Frauenbewegung
A v e n t i n a  H o l z e r  ( R E V O L U T I O N ,  G r u p p e
Arbeiter*innenstandpunkt/Österreich)

Internationale  Vernetzung  stellt  für  jeden  politischen  Kampf  eine
Bereicherung,  wenn nicht  eine  Voraussetzung dar.  In  der  feministischen
Bewegung, die aufgrund des zunehmenden Widerspruchs von Kapitalismus
und  Gleichberechtigung  wieder  Fahrt  aufnimmt,  gibt  es  momentan  aber
wenig  erfolgreiche  Bestrebungen,  eine  solche  Verbindung  nachhaltig
aufzubauen.  Dabei  haben  die  Frauen*streiks  der  letzten  Jahre  die
Notwendigkeit  einer  international  koordinierten,  verbindlichen Aktion um
gemeinsame Forderungen eigentlich auf die Tagesordnung gesetzt.
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Die führenden Feminist:innen der Bewegung schlagen jedoch stattdessen
eher lose Vernetzungen der nationalen Kämpfe vor oder behaupten, dass die
Art,  wie  man  sich  aufeinander  bezieht,  schon  internationalen  Charakter
hätte.  Auch  fehlt  bei  diesen  Vorschlägen  nur  allzu  oft  ein  klarer
Klassenstandpunkt. Statt einer gemeinsamen Koordinierung, die auf einem
Aktionsprogramm  fußt  und  dadurch  handlungsfähig  wird,  wird  also  auf
abstrakte Appelle und liberale Politik gesetzt.  Wenn wir wollen, dass die
momentanen  Kämpfe  erfolgreich  sind,  dann  brauchen  wir  auch  eine
Vorstellung, welche gemeinsame, internationale Organisationsform, aber vor
allem auch welche Politik und welcher Klassenstandpunkt notwendig sind.
Wir  wollen  daher  die  Sozialistische  Fraueninternationale  (heute:
Sozialistische Frauen-Internationale; SIW) und ihre Entwicklung beleuchten
und für die Gegenwart fruchtbar machen. Denn wir brauchen nicht nur eine
linke  Frauenpolitik,  wir  wollen  antisexistische  Kämpfe,  die  in  einer
revolutionären  und  proletarischen  Tradition  stehen.

Herausbildung  der  proletarischen
Frauenbewegung
Prinzipiell ist die Geschichte der Sozialistischen Fraueninternationale keine
lineare. Um sie richtig verstehen und einordnen zu können, stellt sich die
Frage  nach  der  proletarischen  Frauenbewegung,  die  sich  neben  der
bürgerlichen herausbildete. Mit der Industrialisierung und dem Übergang
zum Kapitalismus bildeten sich neue gesellschaftstragende Klassen heraus:
Bürger:innentum  und  Proletariat.  Mit  den  Widersprüchen,  die  der
Kapitalismus  für  die  arbeitende  Frau  brachte  (Mehrfachbelastung  durch
Lohn-  und  Reproduktionsarbeit),  wurde  auch  eine  neue  Generation  an
Kämpfer:innen politisiert.

Auch in der bürgerlichen Frauenbewegung wurde die Frage nach politischer
Gleichstellung im 19. Jahrhundert immer relevanter. Zentral dafür war das
Frauenwahlrecht, das von bürgerlicher Seite oft nur für privilegierte Frauen
gefordert  wurde.  Mit  widersprüchlichen  Interessen  und  Vorstellungen
sammelten  sich  hinter  dieser  Forderung  die  Frauenorganisationen.  Die
proletarische  Frauenbewegung  hatte  ihre  Wurzeln  natürlich  in  der



Sozialdemokratie und speziell  der deutschsprachige Raum übernahm hier
eine Vorreiterrolle (die deutsche Sozialdemokratie war die stärkste Europas).

Zwar gab es im europäischen Raum auch schon vorher Absprachen und
Vernetzungen, aber was die proletarische Frauenbewegung betrifft, wurden
erst  ab  1896  (also  7  Jahre  nach  dem  Gründungskongress  der  II.
Internationale,  dem Zusammenschluss  der  sozialdemokratischen Parteien)
Treffen, die der internationalen Verbindung der sozialdemokratischen Frauen
dienten, abgehalten. Ein Grund für diese recht späte Entwicklung lag sicher
in  den  tief  sitzenden  sexistischen  Einstellungen  innerhalb  der
Sozialdemokratie, die erst mit der Zeit abgebaut werden konnten und die
Ausrichtung  der  Partei  wie  der  entstehenden  Gewerkschaften  auf  die
männliche  Lohnarbeit.  Die  Organisierung  von  Frauen  wurde  von  vielen
allenfalls  als  untergeordnete  Aufgabe  verstanden  –  was  das  Entstehen
eigener Frauenorganisationen erschwerte und gleichzeitig umso notwendiger
machte.

Ein Beispiel dafür liefert die Debatte rund um die Frauenarbeit,  die erst
langsam mit dem Entstehen der II. Internationale eine sinnvolle gemeinsame
Beantwortung fand, in der nicht von einem „Ausspielen“ der Frau gegen die
männlichen Arbeiter die Rede war. Zeitgleich kann man aber auch in der II.
Internationale  starke  sexistische  Stereotype  und  Probleme  sehen.  Selbst
Zetkin,  die  wichtigste  Vertreterin  der  deutschen,  proletarischen
Frauenbewegung neigte dazu, bestimmte bürgerliche Geschlechterrollen zu
reproduzieren. So enthält selbst ihre bedeutende, politisch starke Aussage
„Nur mit der proletarischen Frau wird der Sozialismus siegen“ den Satz: „Es
darf auch unmöglich die Aufgabe der sozialistischen Frauenagitation sein, die
proletarische Frau ihren Pflichten als Mutter und Gattin zu entfremden“.

Frauenwahlrecht
In  Deutschland  gab  es  in  der  Sozialdemokratie  schon  länger
Frauenkonferenzen  und  1907  wurde  dieses  Konzept  auch  auf  die  II.
Internationale übertragen und fand die erste internationale Frauenkonferenz
statt. Vom 17. bis 19. August trafen sich 58 Delegierte aus 15 Ländern in
Stuttgart.  Zentral  behandelt  wurden Fragen des weiteren internationalen



Austausches und des Frauenwahlrechts. Als Ergebnis, stark geprägt von den
Anträgen Clara Zetkins, wurde ein internationales Frauensekretariat der II.
Internationale  bestimmt  und  die  „Gleichheit“  gegen  den  Widerstand  des
revisionistischen Flügels als deren offizielles Organ anerkannt.

Die Konferenz sprach sich für ein allgemeines Wahlrecht für Männer und
Frauen  aus  und  verabschiedete  eine  entsprechende  Resolution.  Der
revolutionäre  Flügel  um Zetkin,  Luxemburg  oder  auch  Kollontai  drängte
darauf, das allgemeine Frauenwahlrecht zu einem zentralen Kampfziel der
proletarischen  Bewegung  zu  machen  und  dieses  nicht,  wie  in  einigen
Ländern (z. B. Österreich und Großbritannien geschehen) dem Ringen um
das  Männerwahlrecht  oder  sogar  weitaus  unbedeutenderen  kurzfristigen
Reformzielen unterzuordnen.

Österreichische und britische Delegierte verteidigten hingegen die Position,
dass  es  in  manchen  Situationen  taktisch  klug  wäre,  auf  ein  Frauen-
zugunsten eines  allgemeinen Wahlrechts  für  Männer  zu  verzichten.  Dies
wurde  so  argumentiert,  dass  in  manchen  Situationen  diese  letztere
Forderung  leichter  umzusetzen  wäre  und  mit  dem  Erreichen  dieses
Meilensteins  ein  späterer  Kampf  für  das  allgemeine  Frauenwahlrecht
erleichtert  werden  würde.

Schließlich setzte sich der linke Flügel bei der Abstimmung 1907 klar durch.
Der Kampf für das Frauenwahlrecht sollte ein entscheidender sein für die
Sozialdemokratie. Es war eine sehr richtige Entscheidung, diese Bedenken
klar  abzuwehren.  Bald  darauf  wurde  die  Entscheidung  der
Fraueninternationale  auch  von  der  II.  Internationale  bestätigt.

Die  Debatte  rund um das  Wahlrecht  war  aber  nicht  nur  eine  taktische,
sondern  zeigte  bereits  die  tiefgreifenden  Unterschiede  zwischen
reformistischen und revolutionären Kräften. Die von den Österreicherinnen
eingebrachte  Debatte  stellte  ja  auch  infrage,  wie  die  Internationale
gemeinsam und verbindlich radikal auftreten konnte, ein Problem, das in der
zunehmend reformistisch dominierten ArbeiterInnenbewegung immer größer
geriet.



Dass  es  sich  um alles  andere  als  bloße „Meinungsverschiedenheit“  oder
„kleine politische oder taktische Differenzen“ handelte, wurde schon vor dem
Ersten Weltkrieg Revolutionärinnen wie Luxemburg oder Zetkin zunehmend
bewusst. Innerhalb der deutschen und internationalen Frauenbewegung kam
es rund um „die Gleichheit“ und deren Chefredakteurin, Clara Zetkin, zur
Formierung eines Pols, der sich klar zum linken Flügel zählte.

Die  Etablierung  eines  eigenen  Frauensekretariats  war  sicherlich  ein
Fortschritt,  litt  aber an ähnlichen Problemen wie andere Gremien der II.
Internationale,  nämlich  dass  es  über  wenig  tatsächliche  politische
Entscheidungsfähigkeit  und  Verankerung  verfügte.  Beim  nächsten
internationalen Frauenkongress 1910 musste bilanziert werden, dass trotz
der  Bekenntnisse und Resolutionen die  gemeinsame Arbeit  rund um das
allgemeine Frauenwahlrecht und die internationale Vernetzung noch einiges
zu wünschen übrig ließen. Man sollte sich in der Analyse dieser Fehler nicht
nur  auf  die  Form  beschränken,  sondern  versuchen  herauszufinden,  aus
welchen politischen Fehlentscheidungen diese resultierten. Ein Fehlen von
demokratisch  zentralistischen  Strukturen,  also  einem  gemeinsamen,
verbindlichen Handeln  nach  außen,  nach  Diskussion  in  der  Organisation
bedeutete  eben  auch,  dass  die  Internationale  nie  ihr  volles  Potenzial
entfalten konnte. Sie bildete eher eine Vernetzung zwischen den nationalen
Organisationen und keine internationale Organisation mit Sektionen in den
einzelnen Ländern.

Zeitgleich konnten sich die reformistischen Kräfte dadurch aber auch immer
stärker in ihre nationalen bürgerlichen Verhältnisse festkrallen. Selbst wenn
die  Internationale  von Sozialismus  und Revolution  redete,  entsprach das
nicht der tatsächlichen Praxis der Sozialdemokratien der einzelnen Länder.
Vielmehr  rechtfertigten  sie  ihre  zunehmend  bürgerlich-gradualistische
Reformpolitik  als  „Taktik“,  deren  opportunistischer  Charakter  durch
Lippenbekenntnisse  zum Sozialismus versteckt  wurde.  Das  bedeute  dann
eben  auch,  dass  die  meisten  international  agierenden  Strukturen  fast
wirkungslos blieben und als primäre Aufgabe die Vernetzung hatten. Nicht
zu  unterschätzen  war  jedoch,  dass  die  „Gleichheit“  als  einziges  großes,
internationales Organ der II. Internationale vom revolutionären Flügel und



nicht vom reformistischen kontrolliert wurde.

Als „Lösung“ wurde beim Frauenkongress 1910 der Internationale Frauentag
als Kampftag für das Wahlrecht verankert. Ein weiterer Kongress fand 1913
statt, der sich gegen die Balkankriege stellte und schon einen starken Fokus
auf Frieden hatte.

Weltkrieg
Mit  dem 1.  Weltkrieg wurden die  Widersprüche in  der  Sozialdemokratie
offensichtlicher  und  es  zeichneten  sich  Spaltungen  ab.  In  Deutschland
formierte  sich  ab  1915  die  kleine,  revolutionäre  Minderheit,  der
Spartakusbund.  Die  SPD  selbst  schloss  1916  die  wachsende  Zahl  der
Kriegsgegner:innen unter  den Parlamentsabgeordneten aus,  die  1917 die
USPD  gründeten.  Die  Organisation  zerbrach  in  die  sozialchauvinistische
Mehrheitssozialdemokratie,  welche  den  Krieg  unterstützte  und  den
Burgfrieden für Kapital und Kaiser organisierte, und in die USPD, welche
eine pazifistische Politik vertrat.  Die Bruchpunkte existierten auch in der
proletarischen Frauenbewegung weiter und grob gesagt unterteilte sie sich
in drei Strömungen. Die reformistische, die die Burgfriedenspolitik mittrug
und sich auf Arbeit in „sozialen Strukturen“ (Wohltätigkeit) beschränkte. Die
gewerkschaftliche, die versuchte, sich auf ihre Rolle als Interessenvertretung
zu  konzentrieren,  und  dabei  die  politischen  Forderungen  und
Notwendigkeiten  hintanstellte.  Und  die  innerparteiliche  Linke,  die  auch
maßgeblich  für  die  weitere  Entwicklung  der  Sozialistischen
Fraueninternationale  verantwortlich  war.

Im Herbst 1914 plante Zetkin ein weiteres ihrer Treffen. Dieses konnte aber
wegen  des  Ausbruchs  des  Ersten  Weltkriegs  erst  1915  stattfinden.  Die
Konferenz war klar eine Antikriegskonferenz und es sammelten sich hier vom
26. bis 28. März 30 Delegierte aus unterschiedlichen Ländern in der Schweiz.
Die  Konferenz  wurde  von  der  SPD-Parteiführung  nicht  unterstützt.
Schließlich  stand  die  deutsche  Sozialdemokratie  (wie  die  meisten
Sozialdemokratien  Europas)  auf  Regierungsseite.

Diese  Konferenz  sollte  nicht  nur  einer  der  ersten  Versuche  sein,  die



internationale Zusammenarbeit der sozialistischen Organisationen trotz des
Krieges wiederzubeleben, sondern war auch eines der ersten internationale
Zusammentreffen  einer  radikalen  Strömung,  die  sich  gegen die  offizielle
Parteilinie stellte. Ähnlich wie die später unter dem Namen „Zimmerwalder
Linke“ bekanntgewordene Gruppe wurde eine Opposition zur Kriegspolitik,
aber  auch  zur  reformistischen  Degeneration  der  Sozialdemokratie
gesammelt.

Die teilnehmenden Frauen, speziell  die führenden Aktivistinnen, gehörten
nun zum Großteil dem linken Flügel ihrer Parteien an. So ist es also nicht
verwunderlich, dass die Sozialistische Fraueninternationale wichtig für die
internationale  Verbindung der  Kriegsopposition  gewesen  war.  Ein  Grund
dafür  könnte  sein,  dass  Frauen  aufgrund  ihrer  Mehrfachunterdrückung
häufiger direkt konfrontiert mit den Problemen des Kapitalismus waren und
wegen  des  in  den  Organisationen  (inklusive  der  Gewerkschaften)
vorherrschenden Sexismus’ weniger in Systeme integriert wurden und auch
weniger aufgrund materieller Anreize ihre Politik verrieten.

Die  Konferenz  verabschiedete  im  März  1915  den  Aufruf  „Frauen  des
arbeitenden  Volkes!“,  der  deutlich  den  imperialistischen  Charakter  des
Krieges  hervorhob,  das  Ende  der  Burgfriedenspolitik  forderte  und  mit
folgenden  Losungen  endete:  „Nieder  mit  dem  Kapitalismus,  der  dem
Reichtum und der Macht der Besitzenden Hekatomben von Menschen opfert!
Nieder mit dem Kriege! Durch zum Sozialismus!“

Die  Konferenz  stellte  schon  durch  ihr  Zustandekommen einen  wichtigen
Fortschritt dar. Anders als die Frauenkonferenzen vor dem Krieg erkannte
sie überhaupt nur der linke, gegen den Krieg eingestellte Flügel an. Aber es
zeigten  sich  bei  der  Mehrheit  der  Teilnehmerinnen  auch  zwei  wichtige
Schwächen und damit Differenzen zu den Bolschewiki, die durch Krupskaja
vertreten waren. Es fehlte die Erkenntnis, dass es an der Zeit war, sich von
der Sozialdemokratie loszusagen und eine linke Opposition aufzubauen, eine
neue Partei, die in einer Situation der Illegalität auch Arbeit machen konnte.
Die  Forderung,  den  imperialistischen  Krieg  in  einen  revolutionären
Bürger:innenkrieg  umzuwandeln,  was  die  tatsächlich  richtige
Schlussfolgerung aus dem beschlossenen Slogan gewesen wäre, wurde nicht



aufgestellt. Die russische Delegation stellte zu diesen Punkten zwar einen
Antrag, der wurde allerdings abgelehnt. Die Erkenntnis holte die führenden
Aktivistinnen zwar nach und nach ein,  als  sich die Spaltung vollzog und
immer klarer wurde, dass ein politischer und organisatorischer Bruch mit der
sozialdemokratischen  Führung  unumgänglich  war.  Ähnlich  wie  die
Konferenzen  von  Zimmerwald  und  Kiental  bildeten  die  internationalen
Frauenkonferenzen einen wichtigen Ausgangspunkt für die Sammlung der
revolutionären Internationalist:innen und die spätere Formierung der Dritten
Internationale.

Lehren
Die  Geschichte  der  Sozialistischen  Fraueninternationale  gibt  uns
heruntergebrochen  heute  Ansätze  für  fünf  wichtige  Aspekte.

Erstens: Wie muss eine Frauenbewegung aussehen, die auch in der Lage ist,
tatsächliche Verbesserungen zu erkämpfen? Und wie ist dieser Kampf mit
dem um eine revolutionäre Umwälzung verbunden? Die Auseinandersetzung
rund  um  das  Frauenwahlrecht  ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,  was  eine
proletarische Frauenbewegung leisten kann, und zeigt auch, dass es selbst in
Situationen,  wo  man  mit  bürgerl ich-feminist ischen  Kräften
zusammenarbeiten kann,  sinnvoll  und notwendig ist,  sich klar  von ihnen
politisch und organisatorisch abzugrenzen.

Zweitens: die Frage von separater Organisierung. Auch wenn es sich hierbei
nicht um ein Prinzip handelt, so ist es doch interessant zu beobachten, wie
gerade  die  führenden  Frauen  und  die  Jugend  in  der  europäischen
Sozialdemokratie oft zum linken Flügel gehörten. Ziel einer Organisation ist
es, einen Rahmen zu schaffen, in dem alle Aktivist:innen gemeinsam handeln
können, aber es kann auch Situationen geben, wo es erfolgreicher ist, sich
separat  zu  organisieren  oder  eigene  Gremien  in  der  Organisation
einzufordern, um gegen soziale Unterdrückung auch innerhalb der Gruppe
vorzugehen.  So  formten  sowohl  die  Jugendinternationale  als  auch  die
Sozialistische  Fraueninternationale  wichtige  Sammelpunkte  des  Kampfes
gegen  die  reaktionäre  Politik  der  Sozialdemokratie  nach  1914.  Immer
sinnvoll ist es aber, in Organisationen einen Rahmen zu schaffen, um sich als



gesellschaftlich  Unterdrückte  zu  treffen  und  Probleme  auch  gesondert
besprechen und deren  Lösung vorantreiben  zu  können.  Ein  sogenanntes
Caucus-Recht bildet also auch eine wichtige Lehre und Errungenschaft.

Drittens:  Die  wirkliche  Frauenbefreiung  ist  eine  globale  Frage.  Die
Vernetzung der Kämpfe ist nicht nur sinnvoll und lehrreich, sondern stärkt
sie auch maßgeblich. Aber wenn es nur dabei bleibt, dann besteht die Gefahr,
wie  es  auch  bei  der  II.  Internationale  der  Fall  war,  dass  sich  nie  eine
länderübergreifende  Organisation  herausbildet,  die  als  Grundprinzip  das
internationale, gemeinsame Handeln verfolgt. Aktionen werden stärker und
können mehr an Fahrt aufnehmen, wenn es eine zentrale Koordination und
Vernetzung auf internationalem Niveau gibt. Selbst jetzt, ohne eine solche
Organisation und Vernetzung, sieht man, wieviel schlagkräftiger Kampfmittel
wie zum Beispiel Frauenstreiks werden, wenn sie international passieren und
sich gegenseitig in ihren Anliegen unterstützen (auch wenn es gerade sehr
dezentral und losgelöst erfolgt).

Viertens: Internationalismus ist nicht nur eine Frage der Effektivität, sondern
folgt auch daraus, dass der Klassenkampf – und damit logischerweise der der
proletarischen  Frauen  –  ein  globaler  ist.  D.  h.,  eine  neue  sozialistische
Frauenbewegung  darf  sich  nicht  auf  Fragen  der  Gleichheit  und
geschlechtlichen Unterdrückung beschränken, sondern muss fest auf dem
Boden eines Kampfprogramms gegen Imperialismus und Kapitalismus, eines
von Übergangsforderungen stehen.

Fünftens:  Neben  der  Erkenntnis,  dass  es  notwendig  ist,  innerhalb  der
bestehenden  bürgerlichen  bzw.  kleinbürgerlichen  Bewegung  für  eine
proletarische Frauenbewegung zu kämpfen, sehen wir diesen Kampf auch als
einen direkten Beitrag für eine neue Internationale. Die Führungskrise des
Proletariats und damit auch das Fehlen einer internationalen, revolutionären
Partei bedeutet, dass die Kämpfe, die in Bewegungen wie der der Frauen
geführt werden, auch das Potenzial gewinnen können, revolutionäre Kräfte
zu  sammeln  und  damit  auch  einen  Ansatzpunkt  für  so  eine  Partei  sein
können.  Auch  deshalb  ist  es  notwendig,  sich  auf  einer  klaren  und
revolutionären programmatischen Grundlage zu sammeln, um die Zuspitzung
innerhalb  der  Frauenbewegung  auch  für  den  Aufbau  einer  neuen



Internationalen  und  deren  revolutionäre  Ausrichtung  nutzen  zu  können.

Seit  der  Degeneration der  III.,  Kommunistischen und dem Scheitern der
Vierten  Internationale  ist  es  ein  zentrales  Problem,  dass  es  keine
revolutionäre  Internationale  und  politisch-programmatische  Kontinuität  in
der  Arbeiter:innenklasse  gibt.  D.  h.  der  Einfluss  bürgerlicher  und
kleinbürgerlicher  Ideologie  ist  ungleich größer  als  in  Perioden mit  einer
konstituierten  Massenbewegung der  Arbeiter:innenklasse.  Der  Kampf  um
eine proletarische, sozialistische Frauenbewegung ist daher untrennbar mit
dem Kampf um eine revolutionäre Internationale verbunden.

Die Sozialistische Fraueninternationale war bei allen Problemen nicht nur
historisch ungleich fortschrittlicher und weiter als die Bewegung heute, sie
stellt  auch  ein  anderes  Modell  dar.  Sie  stand  von  Beginn  an  auf  einer
klassenpolitischen, proletarischen Grundlage und verstand sich als Teil des
revolutionären Kampfes zur Befreiung aller Lohnabhängigen. Zugleich aber
entstand sie als Gegensatz zur bürgerlichen Frauenbewegung und am Beginn
der imperialistischen Epoche – und damit in einer, wo sich die Differenzen
zwischen dem reformistischen und dem revolutionären Flügel zuspitzten.

Dazu benötigen wir eine revolutionäre internationale Organisation auf klarer
programmatischer Grundlage,  die  es schafft,  sich an den Aufbau solcher
Strukturen zu machen. Die internationale Frauen- und LGBTQIA+-Bewegung
kann nur mit solchen langfristig erfolgreich sein, ihre Unterdrückung nicht
nur innerhalb des Systems zu bekämpfen, sondern auch das System an sich
aus den Angeln zu heben und damit tatsächliche Befreiung zu erwirken. Für
eine neue, revolutionäre Internationale!

Vom  Frauenstreik  zur

https://onesolutionrevolution.de/vom-frauenstreik-zur-internationale/


Internationale?
Leonie Schmidt (REVOLUTION, Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

In den letzten Jahren haben die weltweiten Krisen immer mehr zugenommen,
seien es Wirtschaftskrise, Pandemie, Umweltzerstörung oder aber (drohende)
Kriege. Ursache: der Kapitalismus. Die Kosten und Konsequenzen werden
natürlich auf den Rücken der Arbeiter_Innenklasse ausgetragen. Zusätzlich
dazu kommen rechtskonservative Kräfte in vielen Ländern an die Regierung
oder  rechte  Bewegungen  erlangen  mehr  Relevanz.  Oftmals  wollen  diese
Kräfte  traditionelle,  reaktionäre  Rollenbilder  vertreten  und  das  Kapital
stärken.

Die Wirtschaftskrise 2007/08 hat bereits für einen Rollback gegen Frauen
gesorgt,  aber  die  Corona-Krise  hat  diesen  zusätzlich  verstärkt:  erstens
aufgrund einer neuen Wirtschaftskrise, welche durch die zugespitzte Lage
katalysiert wurde; zweitens durch die Lockdowns, welche häusliche Gewalt
verstärkten,  sowie  die  Überlastung  der  Pflege,  in  welcher  ebenfalls
mehrheitlich  Frauen  beschäftigt  sind.

Doch dieser Rollback stieß auch auf massenhaften Widerstand. In den letzten
Jahren  erlebten  wir  einige  große  Frauenstreiks  am  8.  März,  dem
Frauenkampftag,  die  sich  auch  international  formierten  und  Millionen
Menschen  auf  die  Straße  brachten.  Diese  begannen  2016  erstmalig  in
Lateinamerika im Rahmen der ursprünglich argentinischen Bewegung #Ni
Una Menos (Nicht eine mehr), welche sich vor allem auf die vielzähligen
Femizide bezog, und breiteten sich bis 2019 weltweit aus. So gingen am 8.
März 2018 in über 177 Ländern Menschen für die Rechte der Frauen auf die
Straße. Allein in Spanien streikten 2018 und 2019 6 Millionen Frauen gegen
sexuelle Gewalt, für gleiche Löhne und das Recht auf Selbstbestimmung über
den eigenen Körper. In der Türkei demonstrierten mehrere Tausende trotz
der großen Repression seitens des Erdogan-Regimes. In Pakistan beteiligten
sich  am  Aurat-Marsch  in  den  größeren  Städten  wie  Lahore,  Karatschi,
Hyderabad und Islamabad ebenfalls Tausende an den Aufmärschen. In der
Schweiz waren im Juni 2019 500.000 Personen auf der Straße. Im Dezember
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2019  fingen  vornehmlich  Hausfrauen  in  Indien  an  zu  streiken.  Darüber
hinaus gab es in den letzten Jahren immer wieder große Proteste: Ob nun im
Rahmen des Women’s March in den USA oder des „schwarzen“ Protests
gegen  das  Verbot  von  Abtreibungen  in  Polen  –  überall  auf  der  Welt
demonstrierten Millionen Frauen für ihre Rechte.

In den Pandemiejahren 2020 und 2021 gingen die Proteste vor allem in den
imperialistischen Ländern zurück, während sie in den Halbkolonien weiterhin
auf die Straße getragen wurden. Ein weiteres Aufkeimen der feministischen
Proteste  in  dieser  Zeit  konnte  vor  allem  um  spezifische  Vorfälle  und
Forderungen beobachtet werden wie bspw. den Mord an Sarah Everard in
England im Frühjahr 2021, im Rahmen der Abtreibungsproteste gegen die
polnische Regierung und ihre Verbote oder die Anti-Taliban-Proteste und
deren  frauenfeindliche  Politik  in  Afghanistan.  Trotz  ihrer  enormen
Mobilisierungskraft hat es die Frauen*streikbewegung jedoch bisher nicht
geschafft,  ihre  Vernetzung  international  zu  vertiefen  und  während  der
Pandemie  aufrechtzuerhalten.  Sie  steht  selbst  an  einem  politischen
Wendepunkt.

Dennoch ist es natürlich wichtig, dass das Mittel des politischen Streikes
wieder  etwas  in  den  Vordergrund  gerückt,  Forderungen  verbreitet  und
Er fahrungen  im  Kampf  gesamme l t  werden  konn ten .  D ie
Frauen*streikbewegung  hätte  allerdings  insbesondere  im  Kampf  gegen
Pandemie und erneute Finanzkrise eine relevantere Rolle spielen können. Im
Rahmen der Rollbacks gegen die körperliche Selbstbestimmung haben sich
aber u. a. in Polen größere Bewegungen etabliert,  die weiterhin relevant
bleiben.  Das  mangelnde  Recht  auf  Abtreibung  stellt  nach  wie  vor  ein
internationales Problem dar und ist in den USA auch ein Thema, was zurzeit
zu Protesten mit tausenden Teilnehmer_Innen und viel Widerstand führt.

Was brauchen wir?
Für  eine  internationale,  erfolgreiche  Frauenbewegung  müssen  wir
anerkennen, dass der Kampf um Frauenbefreiung (und die Befreiung anderer
geschlechtlich  Unterdrückter)  eng  mit  dem  gegen  den  Kapitalismus
verknüpft  sein  muss,  denn  die  Frauenunterdrückung  wurzelt  in  der



Klassengesellschaft  und  ihre  materiellen  Ursachen  müssen  abgeschafft
werden,  um  diese  selber  vollständig  verschwinden  zu  lassen.

Einen Fokus stellt dabei die Reproduktionsarbeit in der Arbeiter_Innenfamilie
dar,  in  welcher  die  Ware  Arbeitskraft  (re)produziert  wird,  also  durch
Hausarbeit, Erziehung, Care-Arbeit etc., die wichtig für den Fortbestand des
Kapitalismus ist und vornehmlich von Frauen ausgeführt wird. Es ist dabei
wesentlich, deren Vergesellschaftung und gleiche Verteilung auf alle selbst
als  Teil  des  Klassenkampfes  zu  begreifen,  als  Kampf  der  gesamten
Arbeiter_Innenklasse.

Entgegen den bürgerlichen Vorstellungen einer alle Klassen umfassenden
Frauenbewegung muss berücksichtigt werden, dass es auch unter Frauen
gegensätzliche Klasseninteressen gibt und in dieser Bewegung nicht einfach
„ausgeglichen“  werden  können.  So  verfolgen  Frauen  des  (höheren)
Kleinbürgertums  und  der  Bourgeoisie  andere  Interessen,  wie  bspw.
Frauenquoten und Plätze in der Chefetage, während das für proletarische
Frauen nicht relevant ist. Während letztere um existenzsichernde und gleiche
Löhne kämpfen müssen, wollen bürgerliche „Schwestern“ und jene aus den
gehobenen Mittelklassen diese möglichst gering halten, um die Profite und
Einkommen ihrer eigenen Klasse zu sichern.

Ähnlich  wie  kleinbürgerliche  Ideologien  erkennen  sie  den  engen
Zusammenhang  von  Kapitalismus  und  Privateigentum  mit  der
Frauenunterdrückung  nicht,  von  der  Unversöhnlichkeit  der
Klassengegensätze  ganz  zu  schweigen.  Sie  erblicken  vielmehr  in  deren
ideologischen Ausdrucksformen (Stereotypen, Geschlechterrollen, sexuellen
Vorurteilen,  Heterosexismus  …  )  die  Ursache  der  Unterdrückung.  Ihre
Strategie  erschöpft  sich  in  verschiedenen  Formen  des  radikalen  oder
reformistischen  Feminismus,  was  ihre  relativ  privilegierte  Stellung  als
Kleineigentümer_Innen  oder  Akademiker_Innen  (Bildungsbürger_Innen)
gegenüber  der  Masse  der  werktätigen  Frauen  widerspiegelt.
Dementsprechend  ist  eine  klare  antikapitalistische  Ausrichtung  relevant
sowie  die  Verknüpfung  von  Kämpfen  der  Frauenbewegung  und  der
Arbeiter_Innenklasse.



Angesichts des globalen Rechtsrucks ist es dabei unbedingt notwendig, sich
als  ersten  Schritt  auf  gemeinsame  Forderungen  für  den  koordinierten
globalen Kampf zu einigen. Dafür schlagen wir folgende Eckpunkte vor:

1.  Vol le  rechtl iche  Gleichstel lung  und  Einbeziehung  in  den
Produktionsprozess!

Auch wenn gefeiert worden ist, dass nun fast überall auf der Welt Frauen
wählen dürfen, haben sie vielerorts nicht die gleichen Rechte. Das bedeutet
praktisch  beispielsweise  erschwerte  Scheidungsmöglichkeit  oder  keine
politische Teilhabe. Ein Verbot, arbeiten zu gehen oder dies nur von zuhause
aus tun zu können, bedeutet vollkommene ökonomische Abhängigkeit von
Partner oder Familie. Dort, wo diese Frauen nicht organisiert sind, müssen
wir die Gewerkschaften dazu auffordern, sie für unsere Reihen zu gewinnen.
Dies ist ein wichtiger Schritt,  der deutlich macht, dass auch sie Teil  der
Arbeiter_Innenklasse sind.

2. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!

Während  Reaktionär_Innen  versuchen,  den  Lohnunterschied  damit  zu
erklären, dass Frauen einfach in weniger gut bezahlten Berufen arbeiten,
weil sie angeblich „nicht so hart arbeiten können“ wie Männer, ist für uns
klar: Der Unterschied in der Lohnhöhe folgt aus der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung,  die  der  Kapitalismus  reproduziert.  Der  Lohn  der  Frau
erscheint  bis  heute  in  den  meisten  Ländern  als  „Zuverdienst“  zum  Mann.

3. Selbstbestimmung über den eigenen Körper!

Ob  durch  re l ig iöse  Vorschr i f ten ,  rass is t i sche  Hetze  oder
Abtreibungsgegner_Innen:  Überall  auf  der  Welt  sind  Frauen  damit
konfrontiert, dass man versucht, über ihre Körper zu bestimmen. Deswegen
treten wir  dafür  ein,  dass sie  selbstständig entscheiden können,  was sie
anziehen dürfen oder ob sie schwanger werden oder bleiben wollen.

4. Recht auf körperliche Unversehrtheit!

Ob nun sexuelle Grenzüberschreitungen, Vergewaltigungen oder Femizide:



Gewalt gegen Frauen ist allgegenwärtig!

Dabei ist herauszustellen, dass dies ein internationales Problem verkörpert
und  nicht  auf  bestimmte  Regionen  bzw.  Religionen  beschränkt  ist,  wie
manche  Reaktionär_Innen  behaupten.  Es  ist  vielmehr  eine  Frage  der
gesellschaftlichen  Basis  und  politischen  Bedingungen,  wo  und  wie  stark
religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen werden
und Einfluss gewinnen.

Doch  essentiell  ist  es,  die  Forderung  nach  Selbstverteidigungskomitees
aufzuwerfen, die in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung und den
Unterdrückten stehen. Der Vorteil  solcher Strukturen besteht darin,  dass
Frauen  nicht  passive  Opfer  bleiben  sollen,  sondern  man  ihnen  die
Möglichkeit gibt, sich aktiv gegen Unterdrückung zu wehren. Daneben ist die
Forderung nach Selbstverteidigungskomitees für Marxist_Innen wichtig, weil
wir nicht auf Polizei oder Militär als verlässliche Verbündete setzen können.
Diese stehen oft vielmehr auf der Seite der Täter oder sind selbst welche.
Außerdem schaffen Selbstverteidigungsstrukturen ein Gegengewicht gegen
ihr Gewaltmonopol und das des bürgerlichen Staates allgemein.

5. Vergesellschaftung der Hausarbeit!

Dies ist eine essentielle Forderung, um die Doppelbelastung von Frauen zu
beenden und letzten Endes auch einer der Schritte, die die geschlechtliche
Arbeitsteilung – und mit ihr die Stereotype beenden. Grundgedanke ist es,
die Arbeit, die wir tagtäglich verrichten, um uns zu reproduzieren (essen,
Wäsche  waschen,  Kindererziehung),  nicht  länger  im  stillen  Kämmerlein
alleine zu absolvieren,  sondern sie kollektiv zu organisieren und auf alle
Hände  zu  verteilen.  Diese  kann  dann  beispielsweise  in  großen
Wohneinheiten,  Kantinen  oder  Waschküchen  erfolgen.

Vom  Frauen*streik  zur  proletarischen
Frauenbewegung!
Diese Frauenbewegung muss multiethnisch und international sein, da das
Patriarchat und der Kapitalismus ein weltweites System darstellen und es in



den vorherrschenden kleinbürgerlich geprägten Feminismen oftmals nur um
„die westliche,  weiße cis-Frau“ geht.  Es ist  wichtig,  dass eben auch die
Belange  von  Frauen  aus  halbkolonialen  Ländern  oder  rassistisch
Unterdrücken in imperialistischen Staaten ins Zentrum gerückt werden, weil
sie  unter  besonders  heftigen Formen der  Ausbeutung leiden und,  global
betrachtet, den größten Teil der proletarischen Frauen ausmachen.

Des  Weiteren  darf  es  sich  nicht  nur  um  einen  losen  Zusammenschluss
handeln,  da  dessen  Mobilisierungspotential  zeitlich  ebenso  wie  in  der
Schlagkraft begrenzt ist, wenn es sich nur um unkoordinierte lokale bzw.
nationale Aktionen handelt.

Die Frauenbewegung steht dann letzten Endes vor zwei Aufgaben:

Erstens,  sich  als  globale,  organisierte  Bewegung  um gemeinsame  Ziele,
verbindliche  Aktionen  und  Kampagnen  zu  koordinieren.  Dazu  müssen
gemeinsame Bezugspunkte wie die obigen Forderungen gefunden, aber auch
gemeinsame Kämpfe verschiedener Strömungen geführt werden bspw. mit
der Organisierung und den Streiks in der Pflege, der Umweltbewegung oder
der gegen Rassismus. Beispielsweise könnte gerade der gemeinsame Kampf
mit  Pf legekräf ten  und  betrof fenen  Frauen  im  Rahmen  der
Abtreibungsproteste  relevant  werden.  Diese  Forderungen  müssen  in  die
Bereiche unseres alltäglichen Lebens getragen werden wie Schule, Uni und
Arbeit. Hier müssen wir uns dafür einsetzen, dass darüber nicht nur geredet
wird,  sondern auch konkrete Errungenschaften damit  einhergehen.  Dafür
müssen  Aktions-  und  Streikkomitees  aufgebaut  werden.  Mit  diesen
alltäglichen Forderungen wie bspw. Recht auf körperliche Selbstbestimmung
ist es revolutionäre Frauen möglich, einen gemeinsamen Kampf auch mit
Reformist_innen oder kleinbürgerlichen Feminist_innen führen.

Entscheidend  ist  jedoch,  welche  Klasse  einer  solchen  Bewegung  ihren
Stempel aufdrückt. Oben genannte Forderungen können dabei die Grundlage
für  den  Aufbau  einer  internationalen,  proletarischen  Frauenbewegung
bilden,  in  der Revolutionär_innen um politische Hegemonie und Führung
kämpfen.



Eng  damit  verbunden  damit  ist  eine  zweite  Aufgabe,  nämlich  für  eine
Internationale zu werben und die Notwendigkeit dieser Organisierungsform
aufzuzeigen. Eine Bewegung braucht nicht nur gemeinsame Forderungen,
sondern auch eine  Führung und klare  klassenpolitische Ausrichtung,  um
erfolgreich zu sein. Wohin lose, wenngleich dynamische Bewegungen führen,
können  wir  an  verschiedensten  Kämpfen  sehen:  seien  es  der  Arabische
Frühling,  Fridays  for  Future  oder  auch  die  Frauen*streikbewegung.  Die
Dominanz  bürgerlicher,  kleinbürgerlicher  oder  reformistischer  Kräfte  hat
diese Bewegungen selbst in eine Krise oder gar zum Scheitern geführt.

Revolutionäre  Frauen stehen daher  nicht  „nur“  vor  der  Aufgabe,  in  den
Frauen*streiks und anderen Foren und Kämpfen um eine klassenpolitische
Ausrichtung zu ringen.  Auch unter  jenen Kräften,  die  die  Notwendigkeit
einer  internationalen,  ja  selbst  einer  proletarischen  Frauenbewegung
anerkennen,  müssen  wir  zu  Konferenzen  aufrufen,  um  zu  gemeinsamen
Forderungen und international  koordinierten  Aktionen  zu  kommen.  Dazu
müssen  wir  auch  reformistische  Organisationen  wie  Linkspartei,  DGB-
Gewerkschaften oder selbst die SPD sowie feministische Gruppierungen und
Kampagnen aufrufen, um so vor allem deren Basis in die Aktion zu ziehen,
gemeinsame  Kämpfe  zu  führen  und  zugleich  praktisch  die  Fehler  der
reformistischen  Führung  offenzulegen.  So  kann  nicht  nur  die  aktuelle
Schwäche  der  Frauen*streikbewegung  überwunden  werden.

Die  gemeinsame  Aktion  und  der  Kampf  für  eine  internationale
Frauenbewegung  erfordern  auch  ein  internationales  Programm  und  den
Kampf für eine neue Arbeiter_Inneninternationale.  Dies ergibt sich schon
daraus,  dass  die  Frauenunterdrückung  selbst  untrennbar  mit  dem
kapitalistischen  System verbunden  ist,  also  nur  durch  den  Sturz  dessen
wirklich beseitigt werden kann. Daher ist der Kampf für eine proletarische
Frauenbewegung  untrennbar  mit  dem  für  eine  revolutionäre,  Fünfte
Internationale  verbunden.



Frauen  –  Verliererinnen  der
Pandemie
Lucretia Ramunkel (REVOLUTION, Österreich)/Katharina Wagner (Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Seit Beginn der Pandemie hat sich einiges geändert, vor allem für Frauen
und zwar nicht zum Besseren.

Die  globale  Wirtschaftskrise,  die  sich  auch  schon  vor  der  Pandemie
abzeichnete,  wurde durch sie deutlich verstärkt und synchronisiert.  Auch
wenn  in  den  imperialistischen  Nationen  deren  Auswirkungen  teilweise
mithilfe von Konjunkturpaketen, Kurzarbeiter:innengeld oder Corona-Hilfen
abgefedert werden konnten, so sieht es in halbkolonialen Ländern deutlich
anders aus. In allen Ländern führten die Maßnahmen zur massiven Zunahme
der Verschuldung. Gleichzeitig ging die Entwicklung mit einer Zuspitzung
der innerimperialistischen Konflikte einher.

Die  Pandemie  hat  in  vielerlei  Hinsicht  das  Leben  für  geschlechtlich
unterdrückte  Personen  verschlechtert,  etwa  durch  den  Verlust  von
Verdienstmöglichkeiten, den Anstieg an sexueller Gewalt und die erhöhte
Belastung durch die Sorgearbeit, um nur einige zu nennen.

Arbeitslosigkeit und Einkommen
Schon ein Blick auf die Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Einkommen
verdeutlicht, wie viel stärker Frauen von Krise und Pandemie betroffen sind.
E i n e m  U N - B e r i c h t  a u s  d e m  J a h r  2 0 2 1
(https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf)
zufolge  stiegen  2020  die  Arbeitslosenzahlen  um  33  Millionen  auf  220
Millionen. Weitere 81 Millionen schieden aus dem Arbeitsmarkt aus. 5 %
aller beschäftigten Frauen verloren ihren Arbeitsplatz (gegenüber 3,9 % der
Männer).

Die  Einbußen  konnten  teils  in  imperialistischen  Nationen  durch
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Kurzarbeiter:innengeld  abgemildert  und  somit  einige  Entlassungen  auch
verhindert werden. Jedoch sieht das für den globalen Süden anders aus. So
verloren in Indien 47 % aller Frauen während des ersten Lockdowns im Jahr
2020 ihre Jobs (während nur 7 % der männlichen Arbeitskräfte dasselbe
S c h i c k s a l  t e i l e n )  ( Q u e l l e :
https://www.thehindu.com/news/national/tamil-nadu/more-women-lost-jobs-in
-the-pandemic-in-india-compared-to-men-says-expert/article38417389.ece).

In vielen Ländern haben die Menschen keinen Zugang zu staatlichen Hilfen.
Frauen sind auch überdurchschnittlich häufig von Entlassungen betroffen, da
ein großer Teil im sogenannten informellen Sektor tätig ist. Das bedeutet, sie
haben keinerlei Anspruch auf Entlohnung im Falle von Krankheit oder dem
Verlust ihres Jobs. So arbeiten z. B. im südlichen Afrika rund 92 % aller
weiblichen  Erwerbstätigen  ohne  jegliche  Absicherungsmaßnahmen  wie
Kündigungsschutz  oder  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.

Ökonomische Folgen
Ungleiche  Bezahlung  der  Geschlechter  ist  kein  Symptom der  Pandemie.
Jedoch wird der Einkommensunterschied durch diese vergrößert und damit
die ökonomische Abhängigkeit in Partnerschaften. Frauen sind vor allem in
Sektoren überrepräsentiert, die besonders hart von der Pandemie getroffen
wurden  und  traditionell  schlechter  bezahlt  werden:  Gastgewerbe,
Einzelhandel,  Tourismusbranche.  Außerdem  sind  sie  im  sogenannten
informellen Sektor und in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig.  So
haben sie in informellen Beschäftigungsverhältnissen während des ersten
Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren. Zudem kommt, dass
viele Frauen teilzeit- oder in Mini-Jobs beschäftigt sind, da sie sich um den
Haushalt und die Kinder kümmern müssen. Selbst wenn man das Glück hat,
in einem Land zu leben, das die Einkommensausfälle abmildert, so haben
viele Frauen keinen Anspruch auf Gelder oder bekommen sehr viel weniger
als Männer. So hat in Deutschland beispielsweise nur jemand Anrecht auf
Kurzarbeiter:innengeld,  der/die in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt
hat,  was bei Leuten nicht zutrifft,  die im informellen Sektor arbeiten. In
Europa sind mehr als 30 % der Frauen teilzeitbeschäftigt, was bedeutet, dass



sie weniger Arbeit„nehmer“:innenrechte, Gesundheitsschutz und Zugang zu
grundlegenden Leistungen genießen.

Auch Schließungen von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen wirken
sich negativ auf das Einkommen von Frauen aus. Die Gesellschaft, die auf
einer traditionellen Rollenverteilung beruht und Politik für die klassische
Kernfamilie macht, bringt eine massive Mehrbelastung für die Frau während
der Pandemie mit sich. So sind es Frauen, die vor allem die Kinderbetreuung,
das  Homeschooling  und  die  Haushaltstätigkeiten  während  der
Ausgangsbeschränkungen übernommen haben. Die Mehrbelastung durch die
Sorgearbeit führte in vielen Fällen dazu, dass es ihnen nicht mehr möglich
war,  ihrer  Lohnarbeit  in  vollem  Umfang  nachzugehen.  Auf  Grund  der
geringeren  Lohnarbeitszeit  und  Sozialleistungen,  die  auf  das
Kernfamilienmodell ausgelegt sind, sind überdurchschnittlich häufig Frauen
von Altersarmut bedroht.

Kein  Wunder  also,  dass  die  Einkommensunterschiede  zwischen  den
Geschlechtern während der Pandemie weiter massiv zugenommen haben.
Laut  WEF  (Weltwirtschaftsforum)  verdienen  Frauen  weltweit
durchschnittlich nur 68 % dessen, was Männer für dieselbe Arbeit erhalten
würden. In Ländern mit der geringsten Kaufkraftparität sind es sogar nur
40 %. Und auch hier hat die Pandemie die Situation für Frauen deutlich
verschlechtert. Erste Untersuchungen deuten bereits darauf hin, dass das
Lohn- und Gehaltsgefälle sich im Zuge der Pandemie um 5 % vergrößert hat.

Gesundheitsbereich und Care-Arbeit
Auch  wenn  Frauen  ihre  Erwerbsarbeit  nicht  verlieren,  ist  das  ein
zweifelhaftes Glück. Bekanntlich stellt der Sozial- und Pflegebereich einen
wichtigen Beschäftigungssektor für Frauen dar. Weltweit stellen sie etwa
70 % des Personals in diesen Bereichen. Da sie es meistens sind, die sich
bezahlt oder unbezahlt um Kranke und Pflegebedürftige kümmern, sind sie
dem Virus stärker ausgesetzt. Die Mängel, die schon vor der Pandemie im
Pflegebereich  sichtbar  waren,  haben  sich  durch  ihr  Andauern  und  die
unzureichende  Zuwendung  seitens  der  Politik  massiv  verschärft.  Die
schlechte Bezahlung im Pflegebereich und die fehlende Anerkennung hatte



auch schon vor der Pandemie einen Fachkräftemangel nach sich gezogen.
Durch die psychische und physische Belastung, der ständigen Angst vor einer
Ansteckung und der schwierigen Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben
viele Pflegekräfte in den letzten Pandemiejahren gekündigt. Hinzu kommt die
Anfeindung durch Coronaleugner:innen und Impfgegner:innen. So denkt in
Deutschland mittlerweile jede 3. Person von den 1,8 Millionen Menschen, die
in der Pflege beschäftigt sind, über einen Berufswechsel nach.

Da  ein  großer  Teil  der  Kapazitäten  im  Gesundheitsbereich  mit  der
Bekämpfung von Covid-19 ausgelastet ist, ist in vielen Teilen der Welt der
Zugang zu reproduktiver medizinischer Versorgung für Frauen noch weiter
eingeschränkt. Ein Anstieg der Mütter- und Kindersterblichkeit ist klar zu
erkennen.  Dies  sieht  man  vor  allem  in  halbkolonialen  Ländern.  In
Bangladesch, Nigeria und Südafrika wurde 2021 ein Anstieg von 30 % bei
der  Sterblichkeit  von  Müttern  und  Neugeborenen  verzeichnet.  Auch  die
Schwangerschaftsvorsorgeuntersuchungen  haben  sich  vielerorts  aufgrund
mangelnder  Ausstattung  und  personeller  Kapazitäten  verringert.  Durch
Lockdowns  sind  Angebote  dafür  wie  für  Familienplanung  deutlich
eingeschränkt.  Seit  Beginn  der  Pandemie  und  damit  einhergehenden
Schließungen von Schulen und Anlaufstellen ist der Zugang zu Aufklärung,
Verhütungsmitteln  und  sicheren  Schwangerschaftsabbrüchen  deutlich
eingeschränkt. In Gauteng beispielsweise, Südafrikas bevölkerungsreichster
Provinz,  ist  seit  Beginn  der  Pandemie  die  Anzahl  der  Kinder,  die  von
jugendlichen Müttern geboren wurden, um 60 % gestiegen.

Gewalt gegen Frauen
Verdienstausfälle  und  dadurch  geschaffene  existenzielle  Sorgen  sowie
Quarantäne  und  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  haben  einen
massiven Anstieg an häuslicher Gewalt mit sich gebracht. Allein in der EU
wurde in den ersten Monaten der Pandemie eine Zunahme von Notrufen
wegen häuslicher Gewalt um 60 % registriert. Die ökonomische Abhängigkeit
und eingeschränkte Bewegungsfreiheit erschwert es davon Betroffenen, dem
zu entkommen.  Auch  die  Angebote  von  Schutzräumen,  welche  trotz  der
Istanbul-Konvention schon vor der Pandemie unzureichend waren, wurden in



vielen Ländern eingeschränkt oder ganz gestrichen.

Mit  dem Anstieg  häuslicher  und sexistischer  Gewalt  geht  auch einer  an
Femiziden einher.  In  Mexiko beispielsweise  wurden 2021 922 Morde an
Frauen  als  Femizid  eingestuft.  2020  waren  es  893  Frauen.  Auch
Schulschließungen  ziehen  drastische  Folgen  mit  sich.  Denn  das  Risiko,
dadurch geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt zu , steigt dramatisch. In
Somalia beispielsweise nahm durch die Pandemie die Zahl der weiblichen
Genitalverstümmelungen  um  31  %  zu(Bevölkerungsfonds  der  Vereinten
Nationen)  erlitten  haben.

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
Die  Ursachen  für  all  diese  Verschlechterungen  müssen  im  Kontext  der
kapitalistischen  Produktionsweise  und  der  geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung betrachtet werden, bei der die Frau auf die Tätigkeit in der
sogenannten Reproduktionsarbeit fixiert ist, auf Aufgaben zur Erhaltung des
unmittelbaren Lebens wie Kindererziehung, Pflege von Familienangehörigen
oder Hausarbeit im privaten Umfeld. In den allermeisten Fällen handelt es
sich hierbei um unbezahlte und aus Sicht des Kapitals unproduktive Arbeit,
da sie keinen Mehrwert generiert. Demgegenüber übernimmt der Mann die
produktiven Arbeiten. Mit Entstehung der bürgerlichen Familie als Norm,
welche sowohl ideologisch als auch repressiv gegenüber anderen modernen
Formen  durchgesetzt  und  verteidigt  wird,  reproduziert  sich  die  eben
angesprochene  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  bis  heute  weiter.

Der Kapitalismus hat sich diese lange vorher existierende zunutze gemacht,
indem der Mann einen sogenannten „Familienlohn“ erhält und die Frau quasi
als „Zuverdienerin“ das familiäre Haushaltsvermögen aufstockt. Dies erklärt
den weiterhin herrschenden Lohnunterschied (Gender Pay Gap) zwischen
Männern und Frauen. Global betrachtet stimmt dieses Modell schon lange
nicht mehr mit der Realität überein. In vielen Fällen ist nämlich die Frau
mittlerweile Hauptverdienerin und ein Lohn oft nicht ausreichend, um das
Überleben  der  Familie  zu  sichern.  Dennoch  trägt  auch  dieser  Umstand
weiterhin  zur  Fest igung  der  bürgerl ichen  Famil ie  und  der
geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  bei.



Reserve
Denn  Frauen  werden  von  Kapitalist:innen  als  sogenannte  Reservearmee
gesehen, was auch ihre stärkere Betroffenheit in Krisenzeiten erklärt. Sie
besteht aus Menschen, die in konjunkturell starken Phasen eingestellt und in
Krisenzeiten wieder schnell entlassen werden können. Dann wird auch gerne
die Reproduktionsarbeit aus Kostengründen zurück ins private Umfeld und
somit  unentgeltlich  verlagert.  Dadurch  entsteht  wiederum  eine  stärkere
Doppelbelastung aus Erwerbs- und Sorgearbeit für Frauen. Einher geht auch
eine  zunehmende  Abhängigkeit  vom  Partner,  was  es  oftmals  unmöglich
macht,  diesen  Rollen  zu  entkommen.  Auch  in  der  Pandemie  ist  dieser
Rollback deutlich zu sehen.

Diese veralteten Rollenbilder reproduzieren und verstärken eine Spaltung
zwischen  Mann  und  Frau  zugunsten  des  Kapitals.  So  ist  es  auch  nicht
verwunderlich, dass Frauen härter von den Folgen der Pandemie betroffen
sind.  Deshalb darf  ihre Lage nicht  losgelöst  vom kapitalistischen System
betrachtet  werden,  in  dem  wir  uns  befinden.  Ein  System,  das  von  der
Ausbeutung profitiert, kann niemals die Lösung für eben jene Problematik
liefern. Denn für Marxist:innen handelt es sich beim Kapitalismus nicht nur
um  ein  Produktions-,  sondern  ein  Gesellschaftssystem,  welches  alle
Lebensbereiche durchdringt und unser Denken und Handeln bestimmt. Das
ist  klar erkennbar in den Geschlechterrollen,  die uns zugeschrieben, uns
anerzogen werden und sich dadurch weiter reproduzieren.

Wofür kämpfen?
D a  i n  e i n e m  S y s t e m ,  d a s  a u f  A u s b e u t u n g  b e r u h t ,  k e i n e
Geschlechtergerechtigkeit möglich ist muss der Kampf um Verbesserungen
als Teil eines umfassenderen um vollständige Befreiung verstanden werden.
Er muss international organisiert sein und mit dem gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Selbst wenn sich die Lage der Frau von Land zu Land
deutlich unterscheidet, müssen einige Forderungen international aufgestellt
werden.

Wir fordern gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit und einen Mindestlohn,



der zum Überleben reicht. Die Abschaffung des informellen Sektors muss auf
die  Tagesordnung  gesetzt  werden.  Solche  und  andere  prekäre
Arbeitsverhältnisse  müssen  durch  Einführung  von  Tariflöhnen  und
Kollektivverträgen  verschwinden,  die  Beschäftigten  voll  in  solche
„Normalarbeitsverhältnisse“  integriert  werden.  Die  Kontrolle  über  die
Umsetzung dieser Maßnahmen und die Sicherung der Gehälter muss in der
Hand  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  liegen.  In  einer
Pandemie wie dieser ist es auch wichtig, einen Entlassungsstopp und bei
Schließungen  ganzer  Branchen  die  Auszahlung  voller  Löhne  zu  fordern.
Außerdem brauchen wir einen weitläufigen Ausbau des Gesundheitssystems,
der  Altersvorsorge,  von  Kitas  und  Schulen  als  Teil  eines  Programms
gesellschaftlich  nützlicher  Arbeiten  unter  Kontrolle  der  Lohnabhängigen,
bezahlt aus den Profiten der Unternehmen.

Um Frauen vor psychischer und physischer Gewalt zu schützen, bedarf es
d r i n g e n d  d e s  A u s b a u s  v o n  S c h u t z r ä u m e n  u n d  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen. Wir fordern ebenso eine rechtliche Gleichheit
und ein Recht auf Scheidung sowie auf sichere, durch Krankenkassen bzw.
den Staat bezahlte Abtreibung und körperliche Selbstbestimmung. Auch der
kostenlose  Zugang  zu  Verhütungsmitteln,  Aufklärung  und  medizinischer
Versorgung muss gewährleistet sein.

Der  Kampf  gegen  die  Folgen  von  Pandemie  und  Krise,  von  denen
lohnabhängige Frauen besonders hart getroffen werden, hat aber auch zu
vielen  Abwehrkämpfen  und  Bewegungen  geführt,  wo  Arbeiterinnen  an
vorderster Front standen. Diese zeigen, dass Frauen nicht in erster Linie
Opfer  und  Betroffene,  sondern  vor  allem  Kämpferinnen  sind.  Die
Frauen*streiks der letzten Jahre, die Bewegungen im Gesundheitssektor und
Frauen,  die  in  Afghanistan  unter  extremen  Bedingungen  ihre  Rechte
verteidigen – sie alle zeigen, dass vor unseren Augen auch die Basis für eine
neue internationale proletarische Frauenbewegung entsteht.

Lasst uns gemeinsam für die Abschaffung des Kapitalismus und für
eine vollständige Frauenbefreiung kämpfen! Für den Aufbau einer
internationalen, proletarischen Frauenbewegung!


